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1 Einleitung  

Der deutsche Wohnungsmarkt ist auf der Angebotsseite gekenn-
zeichnet durch eine vergleichsweise geringe Neubautätigkeit und 
einen hohen Bestand an nicht bedarfsgerechten Altbauten. Einer-
seits verschieben sich auf der Nachfrageseite die Anforderungen 
an den gewünschten Wohnraum. Andererseits entwickelt sich die 
Nachfrage aufgrund der demografischen und wirtschaftlichen Ent-
wicklung zunehmend regional uneinheitlich. In Folge dieser Ange-
bots- und Nachfragekonstellationen prognostiziert das Eduard 
Pestel Institut1 für Deutschland mittelfristig ein Defizit an bedarfs-
gerechtem Wohnraum. 

Im Auftrag der Kampagne Impulse für den Wohnungsbau unter-
sucht die Prognos zum einen auf Grundlage von Befragungen, 
welche bestehenden und potenziellen Maßnahmen besonders 
geeignet sind, zur Schließung der Wohnungsbaulücke beizutragen 
(Modul 1). Zum anderen untersucht Prognos, welche Entwicklun-
gen – nicht zuletzt in sozialer Hinsicht – zu erwarten sind, wenn es 
nicht gelingt, die bestehende Wohnraumlücke zu schließen 
(Modul 2).  

Mit diesem Zwischenbericht legt Prognos die Ergebnisse nach 
Abschluss des Moduls 1 vor. 

 

2 Modul 1: Befragungen 

Inhalt des Moduls 1 sind Befragungen über die Akzeptanz woh-
nungsbaupolitischer Maßnahmen sowohl bei privaten Investoren 
als auch bei institutionellen Investoren im Sinne von Bauträgern. 
Die mit dem Erhebungsdesign verfolgten Ziele, einerseits den un-
terschiedlichen Charakteristika beider Gruppen Rechnung zu tra-
gen und andererseits ein möglichst günstiges Verhältnis zwischen 
Repräsentativität und Zielgruppenorientierung zu gewährleisten, 
wird mittels eines zweigleisigen Vorgehens erreicht: 

·  Die Befragung der privaten Investoren erfolgte in Zusam-
menarbeit mit dem Institut für Demoskopie Allensbach. Die 
relevanten Fragestellungen wurden in die turnusmäßige 
Hauptbefragung des Instituts integriert. 

·  Um die Einschätzung und Bewertung bestehender und 
potenzieller Fördermaßnahmen durch institutionelle Inves-
toren zu erfassen, führte die Prognos persönliche Inter-
views mit Bauträgern.  

                                                
1  Studie „Wohnungsmangel in Deutschland? Regionalisierter Wohnungsbedarf bis zum Jahr 2025“, Eduard Pestel Institut, 

2009 
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2.1 Private Investoren 

Weniger als die Hälfte der Bevölkerung in Deutschland wohnt in 
Häusern und Wohnungen, die ihnen selbst bzw. ihren Lebenspart-
nern gehören. Obwohl der Anteil der Eigentümer langfristig zuge-
nommen hat, bleibt er doch deutlich hinter den entsprechenden 
Eigentümeranteilen in anderen westeuropäischen Ländern zurück. 
Mit der Streichung der Eigenheimzulage 2006 haben sich die 
Voraussetzungen für eine weitere Steigerung des Eigentümer-
anteils verschlechtert. 

 

2.1.1 Methodik 

Vor diesem Hintergrund ermittelte das Institut für Demoskopie 
Allensbach im Auftrag der Prognos AG die Einstellungen der pri-
vaten Investoren zur Wohnungsbauförderung. Die mit dem Auf-
traggeber abgestimmten Fragen wurden in die turnusmäßige 
Hauptbefragung des Instituts im November 2009 implementiert. 
Dazu wurde zwischen dem 7. und dem 19. November 2009 eine 
repräsentative Stichprobe der deutschen Bevölkerung befragt. Die 
entsprechenden Fragen wurden mündlich-persönlich im Rahmen 
einer Mehrthemen-Umfrage mit 1.792 Befragten gestellt. Die Er-
gebnisse sind repräsentativ für die deutsche Bevölkerung ab 16 
Jahren.  

Neben statistischen Grunddaten wurde nach den eigenen Wohn-
verhältnissen, dem Wunsch, in Zukunft selbst einmal eine Wohn-
immobilie zu kaufen oder zu bauen, der Finanzierung von Häusern 
und Eigentumswohnungen sowie nach den Einstellungen zur 
Wohnungsbauförderung gefragt. Im Einzelnen wurden Fragen zu 
folgenden Aspekten gestellt: 

�  Die eigene Wohnsituation 

�  Wohnt man im eigenen Haus, einer Eigentumswohnung 
oder zur Miete?  

�  Wurde das Haus / die Eigentumswohnung ganz oder teil-
weise selbst finanziert?  

�  Pläne, Wohneigentum zu bauen oder zu kaufen 

�  Argumente, die für ein eigenes Haus oder eine Eigentums-
wohnung sprechen 

�  Relevanz staatlicher Fördermaßnahmen bzgl. des Baus 
oder Kaufs des Wohneigentums  



 

  4

�  Einstellung zur Ausweitung der Förderung beim Bau oder 
Kauf eines eigenen Hauses oder einer Wohnung 

�  Pro und kontra der Wiedereinführung der Eigenheimzulage 

�  Pro und kontra von Steuererleichterungen für Leute, die ein 
Eigenheim bauen oder kaufen  

�  Einstellung zum Vorschlag, die Finanzierungskosten beim 
Eigentumserwerb steuerlich geltend zu machen und erst zu 
einem späteren Zeitpunkt zu bezahlen 

Die Übermittlung der Ergebnisse an die Prognos AG durch das In-
stitut für Demografie Allensbach erfolgte Mitte Dezember 2009. 

 

2.1.2 Ergebnisse 

2.1.2.1 Weniger als die Hälfte der Bevölkerung wohnt in den 
eigenen vier Wänden – fast jeder Fünfte möchte 
Wohneigentum anschaffen 

38 Prozent der erwachsenen Deutschen wohnen im eigenen 
Haus, 7 Prozent in Wohnungen, die ihnen selbst oder ihren 
Lebenspartnern gehören. Bezogen auf die Personen in Privat-
haushalten ergibt sich damit insgesamt ein Eigentümeranteil von 
45 Prozent.2 Ein etwa ebenso großer Anteil der Bevölkerung, 46 
Prozent, lebt in Mietwohnungen. 8 Prozent wohnen noch bei ihren 
Eltern. Die Verteilung in den verschiedenen Altersgruppen deutet 
darauf hin, dass Wohneigentum in der Regel in einem Alter zwi-
schen 30 und 45 Jahren angeschafft wird. Dennoch beträgt der 
Anteil der Haus- und Wohnungsbesitzer auch in den höheren 
Altersgruppen nicht mehr als 50 Prozent. Zudem gibt es in keiner 
Altersgruppe weniger als 40 Prozent Mieter (Abbildung 1). 

                                                
2  Die Eigentümerquote wird häufig nicht auf der Basis der Einzelpersonen angegeben, sondern auf der Basis der 

Haushalte. Umgerechnet auf diese Größe beträgt die hier gemessene Eigentümerquote aktuell ebenfalls 45 Prozent; bei 
der Umrechnung wurden die Angaben derjenigen, die noch bei ihren Eltern wohnen, ignoriert. 
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Abbildung 1: Etwa gleich viele Mieter und Vermieter 

 

 
Quelle: Prognos 2009 

Dabei wird eine klare soziale Differenzierung sichtbar: Von den 
einfachen Angestellten und Beamten besitzt weniger als ein Drittel 
ein eigenes Haus, von leitenden Angestellten und Selbstständigen 
etwa die Hälfte. Eine Ausnahme bilden Facharbeiter, die in der 
Regel zwar über geringere Einkommen verfügen als Angestellte 
und Beamte, zugleich aber durch Eigenleistung Baukosten sparen 
können; von ihnen besitzen 37 Prozent ein eigenes Haus. 

Der im Jahr 1990 noch große Vorsprung Westdeutschlands vor 
Ostdeutschland hat sich inzwischen verkleinert, ist nach wie vor 
aber noch beträchtlich: Während in Westdeutschland 47 Prozent in 
einem eigenen Haus oder einer eigenen Wohnung leben, tun das 
in den neuen Bundesländern erst 35 Prozent. 

Besonders groß ist der Anteil der Eigentümer in ländlichen Regio-
nen, in denen Bauland in der Regel deutlich günstiger ist als in 
Städten: In ländlichen Regionen bewohnen annähernd 60 Prozent 
ein Eigenheim oder eine Eigentumswohnung, in Großstädten da-
gegen weniger als ein Viertel. Gerade gut verdienende junge 
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Eltern verlassen nicht selten die Städte, wenn es um eine dauer-
hafte Ansiedlung geht. Neben dem Gedanken vom Heim im Grü-
nen leiten sie dabei auch ökonomische Erwägungen, sich in ländli-
chen Regionen "mehr Haus fürs Geld" leisten bzw. ihren Wunsch 
vom eigenen Heim überhaupt erst erfüllen zu können (Abbildung 
2). 

Abbildung 2: Wohneigentum 

 

Quelle: Prognos 2009 

Der langfristige Vergleich zeigt eine Steigerung der Eigentümer-
quote, die sich insbesondere in den neuen Bundesländern vollzo-
gen hat. Die entsprechende Ermittlung in der Allensbacher Markt- 
und Werbeträgeranalyse (AWA) zeigt eine Zunahme der entspre-
chenden Angaben um insgesamt etwa 3 Prozentpunkte im zurück-
liegenden Jahrzehnt, wobei sich die Zunahme im Wesentlichen bis 
2006 vollzieht.3 Im internationalen Vergleich rangiert Deutschland 
mit seiner Eigentümerquote von unter 50 Prozent aber deutlich 

                                                
3  Im Jahr 1999 erklärten im Rahmen der AWA (jährliche Basis ca. 20.000 Interviews) insgesamt 47 Prozent der Befragten, 

dass sie im eigenen Haus oder in einer Eigentumswohnung lebten; bis 2006 nahm der entsprechende Anteil auf 50 
Prozent zu; 2009 betrug er dann noch immer 50 Prozent. Die Unterschiede zu den aktuell erhobenen Werten erklären 
sich vor allem dadurch, dass die Ermittlung in der AWA keinen besonderen Status für jüngere Leute vorsieht, die noch 
bei ihren Eltern wohnen. 
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hinter den meisten anderen westeuropäischen Ländern. So betru-
gen – bezogen auf die Haushalte und nicht auf die Einzelpersonen 
– in Spanien und Irland bereits 2006 die Eigentümerquoten mehr 
als 80 Prozent, in Großbritannien und Frankreich lagen die ent-
sprechenden Größen bei etwa zwei Dritteln bzw. deutlich mehr als 
50 Prozent.4 

Dabei ist die unterdurchschnittliche Eigentümerquote in Deutsch-
land nicht etwa die Folge eines etwaigen geringen Interesses am 
Erwerb von Wohneigentum. Auch 59 Prozent der heutigen Mieter 
sowie der jüngeren Leute, die noch bei ihren Eltern wohnen, er-
klärten bei der aktuellen Umfrage, für sie persönlich spräche „der 
Wunsch, in den eigenen vier Wänden zu leben“, für den Erwerb 
eines eigenen Hauses oder einer Eigentumswohnung. Konkrete 
Kauf- oder Baupläne hegen jedoch nur etwa 20 Prozent aus dieser 
Gruppe. 

Hinzu kommt, dass im Kreis der insgesamt Bau- oder Kaufinteres-
sierten viele den Erwerb von Wohneigentum erst für eine fernere 
Zukunft ins Auge fassen: Lediglich 4 Prozent derjenigen, die nicht 
in den eigenen vier Wänden wohnen, möchten bereits in den 
nächsten zwei oder drei Jahren Wohneigentum erwerben. Die 
übrigen 16 Prozent beabsichtigen erst in unbestimmter Zukunft zu 
bauen oder zu kaufen. 

Bemerkenswert ist dabei, dass sich Interessenten in allen sozialen 
Gruppen finden. Zwar gibt es eine erhebliche soziale Differenzie-
rung, so dass Personen mit höheren Einkommen deutlich häufiger 
mit Bau- und Kaufplänen umgehen als Personen mit niedrigen 
oder mittleren Einkommen (s.u.). Das ändert aber nichts daran, 
dass sich etwa in einem breiten „mittleren Bereich“ Facharbeiter 
kaum weniger für den Haus- oder Wohnungserwerb interessieren 
als Angestellte oder Beamte (Abbildung 3). 

 

                                                
4  Quelle: Deutsches Institut für Altersvorsorge, Stand 2006. 
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Abbildung 3: Bau- und Kaufpläne 

 

 
Quelle: Prognos 2009 

Mit Blick auf die räumliche Verteilung der Kauf- bzw. Bauinteres-
sierten wird deutlich, dass 65 Prozent dieser Gruppe in Mittel- und 
Großstädten leben, aber nur 20 Prozent in Kleinstädten und ledig-
lich 15 Prozent in Dörfern. Der Schwerpunkt der Nachfrage nach 
Eigentum befindet sich demnach in den (sub-)urbanen Räumen 
und weniger in den ländlich geprägten Regionen.  

Auch bei derartigen Kauf- und Bauplänen spielen das Alter und die 
familiäre Situation der Interessenten eine erhebliche Rolle: Beson-
ders groß sind die Anteile der Interessenten unter den jüngeren 
Leuten unter 45 Jahren, die selbst Kinder haben, verheiratet sind 
oder in Partnerschaften leben: Während aus diesem Gesamtkreis 
11 Prozent bereits für die nächsten zwei bis drei Jahre die An-
schaffung von Wohneigentum vorsehen, hegen von den ledigen 
und kinderlosen Gleichaltrigen weniger als 1 Prozent entspre-
chende Pläne für die nächsten Jahre. 

Kehrt man die Betrachtung um, so tritt diese Dominanz der Eltern 
und angehenden Eltern unter den Bauinteressierten noch deutli-
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cher hervor: Insgesamt 78 Prozent derer, die in den nächsten zwei 
bis drei Jahren bauen oder Wohneigentum kaufen wollen, gehören 
zur Gruppe der jüngeren (unter 45 Jahre) Eltern oder Paare: Die 
Wohnbauförderung ist also zum allergrößten Teil auch eine Förde-
rung von Familien (Abbildung 4). 

Abbildung 4: Zielgruppe „Jüngere Familien und Paare“ 

 

Quelle: Prognos 2009 

Dabei macht sich zugleich wieder die schon erwähnte Differenzie-
rung nach den materiellen Verhältnissen bemerkbar. Unter jenen 
jüngeren Eltern oder Paaren mit höherem Haushaltseinkommen 
(hier 3.000 Euro netto im Monat) ist der Anteil der auch langfristig 
Bau- oder Kaufinteressierten deutlich größer als unter Personen 
mit vergleichbaren Familienverhältnissen mit mittlerem oder gerin-
gem Haushaltseinkommen. Zugleich finden aber die Einkommens-
schwachen ein Leben in den eigenen vier Wänden in der Regel 
ebenso erstrebenswert wie die Besserverdienenden. Das deutet 
darauf hin, dass viele Wünsche nach Wohnbesitz unerfüllt bleiben, 
und das nicht nur bei den eigentlichen Geringverdienern, sondern 
fast ebenso häufig bei jüngeren Eltern und Paaren mit mittleren 
Einkommen. 
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2.1.2.2 Motive für den Erwerb von Wohneigentum  

Die zukünftigen Bauherren und Immobilienkäufer nennen vor allem 
vier Motive, die aus ihrer Sicht für den Erwerb von Wohneigentum 
sprechen: an erster Stelle nennen sie den Wunsch, in den eigenen 
vier Wänden zu leben (79 Prozent), dann die Bedeutung einer 
Immobilie für die Absicherung im Alter (75 Prozent) sowie die Ge-
staltungsfreiheit (76 Prozent) und die Unabhängigkeit von einem 
Vermieter (74 Prozent). Die entscheidenden Dimensionen sind 
also Sicherheit, Unabhängigkeit und Gestaltungsfreiheit. Nicht 
ganz so häufig stehen den Interessenten finanzielle Motive vor 
Augen, wie sie für rein rational agierende Investoren ausschlag-
gebend wären: der langfristige finanzielle Vorteil eines Eigenheims 
(66 Prozent) oder die Sicherheit einer solchen Geldanlage (48 
Prozent). Nur die allerwenigsten wollen offenbar in die eigenen 
vier Wände ziehen, weil sie davon ausgehen, keine passende 
Mietwohnung zu finden (13 Prozent).  

Diese Vorstellungen der Interessenten unterscheiden sich nur gra-
duell von jenen der übrigen Bevölkerung, die praktisch dieselben 
Prioritäten setzt wie die potenziellen Eigentümer. Insgesamt geben 
69 Prozent den Wunsch nach einem Leben in eigenen vier Wän-
den zu Protokoll, und jeweils etwa zwei Drittel sehen auch den 
Wert von Wohneigentum für mehr Unabhängigkeit und die Absi-
cherung im Alter (Abbildung 5). 
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Abbildung 5: Motive für den Erwerb von Wohneigentum 

 

Quelle: Prognos 2009 

Diese Ähnlichkeit der Einstellungen hat weit reichende Folgen für 
die Wahrnehmung der Bau- und Kaufinteressenten durch die üb-
rige Bevölkerung: Selbst wenn man skeptisch gegenüber einer 
Ausweitung der staatlichen Wohnbauförderung ist, kann man in 
der Regel die Wünsche der Bau- und Kaufinteressenten nach 
einem eigenen Heim nachvollziehen. 

 

2.1.2.3 Große Bedeutung der Wohnbauförderung 

Angesichts des hohen Bestands an Altbauten könnte man den 
Eindruck gewinnen, dass nur ein vergleichsweise kleiner Teil der 
Haus- und Wohnungsbesitzer ihre Immobilie selbst finanzieren 
mussten und dass eine Mehrheit auf anderem Wege, insbeson-
dere durch Erbschaft, an ihre Immobilien gelangte. Die Umfrage 
zeigt nun ein ganz anderes Bild: 49 Prozent der Haus- und Woh-
nungsbesitzer haben ihr Wohneigentum vollständig selbst finan-
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ziert5, 29 Prozent zumindest zum Teil. Solche Teilfinanzierungen 
werden z.B. nach Erbschaften notwendig, um Miterben auszu-
zahlen. Lediglich 22 Prozent haben ihre Immobilie ohne größere 
eigene Geldmittel erworben.  

Mehr als drei Viertel der Immobilienbesitzer waren also auf eine 
Finanzierung angewiesen, wobei sich die soziodemografischen 
Gruppen wie z.B. die Angehörigen der unterschiedlichen Berufs-
kreise darin kaum voneinander unterscheiden (Abbildung 6). 

Abbildung 6: Die meisten Eigentümer haben ihre Immobilie selbst 
finanziert 

 

Quelle: Prognos 2009 

Bemerkenswert dabei ist, dass der Anteil des selbst finanzierten 
Wohnraums in den Großstädten deutlich kleiner ausfällt als in 
Klein- oder Mittelstädten oder in ländlichen Regionen: Dabei ma-
chen sich insbesondere die vergleichsweise hohen Immobilien-
preise in den Großstädten bemerkbar, die dafür sorgen, dass viele 

                                                
5  Der Begriff der vollständigen Selbstfinanzierung wird hier im Sinne einer Finanzierung aus Eigenmitteln verstanden, 

wobei darunter auch Kredite und Bausparverträge fallen.  
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dort allenfalls durch eine Erbschaft zu Wohneigentümern werden 
können. 

Von jenen etwa drei Vierteln der Eigentümer, die ihre Immobilie 
zumindest teilweise selbst finanzieren mussten, haben wiederum 
die meisten staatliche Hilfen6 in Anspruch genommen. 73 Prozent 
von ihnen berichten über den Bezug von Fördermitteln und 25 
Prozent erklären sogar: Der Erwerb des eigenen Heims war für 
uns nur durch die staatliche Förderung möglich (Abbildung 7). 

Abbildung 7: Finanzierung war für jeden Vierten nur durch  
staatliche Hilfe möglich 

 

Quelle: Prognos 2009 

Interessanterweise sagen nun weniger die Arbeiter, dass sie be-
sonders von der Förderung profitiert hätten, sondern vor allem An-
gestellte und Beamte, die inzwischen mittlere Haushaltseinkom-
men von 2.000 bis 3.000 Euro monatlich beziehen. Dieser Um-
stand ergibt sich vor allem daraus, dass ein größerer Anteil der 
Arbeiter seine Immobilien nur teilfinanzieren musste und dement-

                                                
6  Staatliche Hilfe umfasst alle staatlichen Fördermaßnahmen die den Kauf oder Bau eines Hauses oder einer 

Eigentumswohnung unterstützen. 
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sprechend auch weniger große staatliche Leistungen erhielt als 
andere Bauherren oder Hauskäufer. 

Personen, die noch nicht in einem Eigenheim wohnen und erst in 
Zukunft bauen oder kaufen wollen, weisen der staatlichen Förde-
rung in der Regel eine noch größere Bedeutung zu. Von ihnen er-
warten 39 Prozent, dass sie ihren Plan nur mit Hilfe der staatlichen 
Fördermaßnahmen umsetzen können (Abbildung 8). 

Abbildung 8: Auf staatliche Hilfe angewiesen? 

 
Quelle: Prognos 2009 

Besonders stark fühlen sich dabei Bauinteressenten mit einfachen 
und mittleren Einkommen sowie Personen in Ostdeutschland auf 
die staatliche Förderung angewiesen. 

 

2.1.2.4 Einstellungen zur Wohnbauförderung  

Entsprechend der erkennbaren positiven Haltung der Bevölkerung 
zum Bau und Kauf von Wohneigentum befürworten 38 Prozent 
eine Ausweitung der staatlichen Förderungen. 34 Prozent denken, 
dass die Förderungen auf dem aktuellen Stand gehalten werden 
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sollten, 5 Prozent plädieren für eine Verringerung, etwa ein Viertel 
(23 Prozent) bleibt unentschieden. Lediglich im engeren Kreis der 
Bau- und Kaufinteressenten tritt eine klare Mehrheit für eine Aus-
weitung ein. 52 Prozent unter den Interessenten insgesamt und 59 
Prozent derer, die schon in den nächsten Jahren bauen oder kau-
fen wollen, befürworten eine Ausweitung (Abbildung 9). 

Abbildung 9: Ausweitung der staatlichen Bauförderung? 

 
Quelle: Prognos 2009 

Allerdings zeigen diese Befunde nicht etwa dauerhaft feststehende 
Einstellungen. Die öffentliche Meinung zur Wohnbauförderung hat 
sich bislang nicht verfestigt und hängt derzeit stark von der Pers-
pektive ab, unter der öffentliche Diskussionen geführt werden. Das 
zeigen etwa die Ergebnisse von zwei ergänzenden Argumenta-
tionstests, bei denen Argumente für eine Wiedereinführung der  
Eigenheimzulage bzw. für steuerliche Erleichterungen beim Bau 
oder Kauf von Wohneigentum getestet wurden. Als befürworten-
des Argument wurde jeweils darauf hingewiesen, dass eine ent-
sprechende Förderung vielen Leuten überhaupt erst ein Eigen-
heim ermögliche. Dagegen wurde jeweils das Argument gestellt, 
dass Leute, die bauen oder kaufen wollten, in der Regel entweder 
auf eine Förderung nicht angewiesen seien oder so wenig Geld 
hätten, dass ihnen eine Förderung auch nicht helfe. 
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Vor diese Alternative gestellt, schlossen sich 65 Prozent der For-
derung an, dass die bekannte Eigenheimzulage wieder eingeführt 
werden solle. Lediglich 17 Prozent waren dagegen, 18 Prozent 
blieben unentschieden (Abbildung 10).  

Abbildung 10: Argumentationstest „Wiedereinführung der  
Eigenheimzulage?“ 

 
Quelle: Prognos 2009 

Ähnlich viel Zustimmung fand die Forderung nach Steuererleichte-
rungen: 60 Prozent sprachen sich dafür aus, 23 Prozent dagegen. 
Die direkte Förderung wird unter solchen Voraussetzungen mithin 
noch einmal etwas eher befürwortet als ein Steuernachlass. 

Vergleichsweise schwach fällt dagegen die Zustimmung zur För-
derung durch erweiterte Absetzbarkeit der Finanzierungskosten 
und eine spätere Rückzahlung der eingesparten Steuern aus. Die-
ser Vorschlag wurde den Befragten zusätzlich zur Frage auch in 
schriftlicher Form vorgestellt, so dass sie bei ihrer Antwort die Ein-
zelheiten des Verfahrens in Ruhe prüfen konnten. Lediglich 26 
Prozent befürworteten den Vorschlag, 49 Prozent lehnten ihn ab. 
Unter den Bau- und Kaufinteressierten war die Zustimmung mit 36 
Prozent nur geringfügig größer (Abbildung 11). 
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Abbildung 11: Einstellungen zum erweiterten Steuerabzug 

 
Quelle: Prognos 2009 

Bei diesen Einstellungen gibt es nur unwesentliche Unterschiede 
zwischen Personen mit einfacher und höherer Schulbildung. Das 
deutet darauf hin, dass sich die schwache Zustimmung hier nicht 
allein durch mangelndes Verständnis des vergleichsweise kompli-
zierten Verfahrens erklärt. 

 

2.1.3 Zwischenfazit 

Bemerkenswert ist, dass sich jeweils nur eine Minderheit der Be-
völkerung für eine Ausweitung der Wohnbauförderung bzw. für 
den Vorschlag nach erhöhter Absetzung und nachgelagerter Be-
steuerung ausspricht, dass aber 65 Prozent sich dem Argument 
für die Wiedereinführung der Eigenheimzulage anschließen und 
dass 60 Prozent dem Argument für Steuererleichterungen folgen. 

Eine klare Mehrheit der heutigen Mieter sowie der jüngeren Leute, 
die noch bei ihren Eltern wohnen, erklärte bei der aktuellen Um-
frage, für sie persönlich spräche „der Wunsch, in den eigenen vier 
Wänden zu leben“, für den Erwerb eines eigenen Hauses oder  
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einer Eigentumswohnung. Konkrete Kauf- oder Baupläne hegen 
allerdings nur etwa 20 Prozent aus dieser Gesamtgruppe.  

Erkennbar wird hier also eine sichtliche Zurückhaltung gegenüber 
der Wohnbauförderung, soweit das Thema im Wesentlichen ab-
strakt, ohne Hinweis auf konkrete Fördermaßnahmen verhandelt 
wird. Offenbar enthält der bloße Begriff der Förderung nichts, an 
das die Vorstellungskraft anknüpfen könnte. Auch komplizierte und 
nicht auf Anhieb zu durchschauende Vorschläge wie etwa der der 
nachgelagerten Besteuerung finden in der Bevölkerung dement-
sprechend nur wenig Resonanz.  

Ganz anders stellt es sich dar, wenn gewohnte Vorstellungen wie 
etwa die der Eigenheimzulage ins Blickfeld kommen und wenn die 
Bevölkerung bei allen Vorschlägen immer zugleich darauf hinge-
wiesen wird, dass damit Hausbauern und Käufern die Möglichkeit 
zur Verwirklichung des Wunsches vom eigenen Heim eröffnet 
wird. Denn diesen Wunsch können die meisten gut nachvollzie-
hen. 

Mit Blick auf diejenigen Eigentümer, die ihre Immobilie zumindest 
teilweise selbst finanzieren mussten, fällt auf, dass wiederum die 
meisten von Ihnen staatliche Hilfen in Anspruch genommen ha-
ben. 73 Prozent von ihnen berichten über den Bezug von Förder-
mitteln und 25 Prozent erklären sogar: Der Erwerb des eigenen 
Heims war für uns nur durch die staatliche Förderung möglich. Die 
angehenden Haus- und Wohnungsbauer werden noch mehr Ge-
wicht auf die Förderung legen: 39 Prozent denken, dass sie ihren 
Kauf- oder Bauplan nur mit staatlicher Hilfe verwirklichen können, 

Ganz deutlich wird zudem, dass die meisten Haus- oder Woh-
nungs-Aspiranten sich unter den jüngeren Familien und Ehe-
paaren finden, so dass Wohnbauförderung zum allergrößten Teil 
auch eine Förderung von Familien ist. 
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2.2 Institutionelle Investoren 

In Wachstumsregionen und Regionen mit erhöhtem Bedarf, z. B. 
in Universitätsstädten, stagniert der Mietwohnungsneubau seit 
Jahren. Nach der Bevölkerungs- und Haushaltsprognose  des 
Bundesamtes für Bauwesen und Raumordnung steigt, aufgrund 
der demografischen Entwicklung verbunden mit einer weiter stei-
genden Zahl von Haushalten, die Wohnflächennachfrage bis zum 
Jahr 2020 jährlich um 0,4 Prozent an. Allein daraus leitet sich ein 
Neubaubedarf von rund 220.000 Wohneinheiten pro Jahr im Zeit-
raum 2007 – 2020 ab.7 Hinzu kommt das Problem, dass vor allem 
viele der in der Nachkriegszeit errichteten Gebäude als nicht sa-
nierungsfähig anzusehen sind. Wirtschaftlich günstiger erscheinen 
hier oftmals Abriss und Neubau. Daher geht das Eduard Pestel In-
stitut in seiner Studie „Wohnungsmangel in Deutschland? Regio-
nalisierter Wohnungsbedarf bis zum Jahr 2025“8 allein aus diesem 
Grund von einem zusätzlichen Bedarf von ca. 150.000 Wohnein-
heiten pro Jahr aus. In der Summe bewegt sich demgegenüber 
der Wohnungsneubau seit Jahren unter diesem Wert. Im Jahr 
2007 wurden nur 210.700 Wohnungen fertig gestellt, in 2008 lag 
diese Zahl sogar unter der Marke von 200.000.  

 
2.2.1 Methodik 

Um die Einschätzung und Bewertung bestehender und potenzieller 
Fördermaßnahmen für den Wohnungsbau von institutionellen In-
vestoren zu erfassen, wurden zehn telefonische Interviews mit 
Bauträgern von Eigenheimen bzw. Eigentumswohnungen sowie 
von Mietwohnungen durchgeführt. Die Auswahl der Gesprächs-
partner und die Erstellung des Gesprächsleitfadens erfolgten in 
enger Abstimmung mit dem Auftraggeber. 

Anhand eines leitfadengestützten Fragebogens wurde ein offener 
Gesprächsverlauf ermöglicht und ein breites Spektrum von Ex-
perteneinschätzungen abgedeckt. Im Einzelnen wurden die Ge-
sprächspartner gebeten Ihre Einschätzungen zu folgenden As-
pekten abzugeben:  

�  Wichtigste Faktoren für eine Entscheidung über eine Woh-
nungsbauinvestition (Priorisierung) 

�  Relevanz von in der aktuellen Diskussion befindlichen 
Maßnahmen zur Wohnbauförderung; ggf. Vorschlag zur 
Ausgestaltung der präferierten Maßnahmen  

�  Wiedereinführung von früher angewendeten Instrumenten.  

                                                
7  Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung: Raumordnungsprognose 2025/2050, 2009  
8  Studie des Eduard Pestel Instituts: „Wohnungsmangel in Deutschland? Regionalisierter Wohnungsbedarf bis zum Jahr 

2025“, 2009 
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Es wurden 4 Bauträger mit Schwerpunkt im Mietwohnungsbau und 
6 Bauträger mit Schwerpunkt im Eigenheim- bzw. Eigentumswoh-
nungsbau befragt. 

 

2.2.2 Ergebnisse 

2.2.2.1 Einflussfaktoren auf die Entscheidung über eine 
Wohnungsbauinvestition 

Die Befragung hinsichtlich der Priorisierung der Einflussfaktoren 
auf eine Entscheidung für eine Wohnungsbauinvestition führte zu 
folgender Gesamt-Rangliste: 

1) Dem Faktor wirtschaftliche Entwicklung der Region  wird 
insgesamt die höchste Priorität bezüglich einer Investitions-
entscheidung zugeordnet. In diesem Zusammenhang wer-
den die Beschäftigtensituation bzw. die Arbeitslosenquote 
und das regionale Wirtschaftswachstum als zentrale Indi-
katoren genannt, die insbesondere bei Projektentwicklun-
gen über mehrere Jahre an Bedeutung gewinnen. 

2) Der demografischen Entwicklung in der Region  messen 
die Bauträger mit Schwerpunkt Eigenheimbau die höchste 
Bedeutung zu. Sie begründen dies damit, dass der demo-
grafische Faktor einerseits entscheidenden Einfluss auf die 
Baustandortentscheidung habe, andererseits Anforderun-
gen an die Ausgestaltung des Produktes maßgeblich be-
stimme. Diesbezügliche Kriterien stellen für die im Miet-
wohnungsbau tätigen Unternehmen keine gänzlich neuen 
Herausforderungen dar. Daher messen sie der demografi-
schen Entwicklung eine etwas geringere Bedeutung bei.  

3) Der vorhandenen Infrastruktur wird von allen Befragten 
durchgängig ein bedeutender Einfluss auf lokale Investiti-
onsentscheidungen zugewiesen. Aufgrund der meist (sub-) 
urbanen Lagen hat der Faktor Infrastruktur allerdings nicht 
die Bedeutung eines Ausschlusskriteriums. 

4) Die Experten-Einschätzungen hinsichtlich des Einflusses 
des Mietniveaus  divergieren stark zwischen den Bauträ-
gergruppen. Während für Unternehmen mit Schwerpunkt 
Eigenheim- und Eigentumswohnungsbau das Mietniveau 
allenfalls als Indikator für einen attraktiven Standort fun-
giert, hat das Mietniveau ungleich höhere Bedeutung für 
Bauträger mit Schwerpunkt Mietwohnungsbau, da ihre Re-
finanzierungsperspektive wesentlich von diesem Faktor 
abhängt. 
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5) Aufgrund der derzeit niedrigen Zinsen werden die Kapital-
kosten / Finanzierungsmöglichkeiten als unproblema-
tisch gesehen. Zwar wirken sich die Kapitalkosten direkt 
auf die Rentabilität der Projekte aus. Die Finanzierung stellt 
für die meisten der befragten Unternehmen allerdings kei-
nen limitierenden Faktor dar. So verweisen etwa Unter-
nehmen mit Schwerpunkt Eigenheim- und Eigentums-
wohnungsbau auf die größere Bedeutung der Eigenfinan-
zierung der Bauherren. 

6) Nach Abschaffung der Eigenheimzulage und der Einfüh-
rung der – „nicht gleichwertigen und zu komplizierten“ – 
„Wohn-Riester“-Förderung hat die öffentliche Wohnbau-
förderung  an Bedeutung verloren. Ihr Wegfall wird aber 
von einigen Befragten als massiv problemverschärfend be-
wertet. Nach Angaben der Mehrzahl der befragten Unter-
nehmen wird zudem eine gesteigerte Bedeutung der KfW-
Förderung durch die komplizierte Ausgestaltung der För-
derkriterien verhindert. Bauträger mit Tätigkeitsschwer-
punkt in Nordrhein-Westfalen messen der öffentlichen 
Wohnbauförderung allerdings eine hohe Relevanz für eine 
Investitionsentscheidung bei. Diese Befragten betonten die 
im Bundesländervergleich guten Wohnraumförderungs-
programme des Landes. 

7) Alle befragten Bauträger stufen den Einfluss der Arbeits-
kosten auf eine Investitionsentscheidung als nicht ent-
scheidend ein, da Standorte mit hohen Arbeitskosten in der 
Regel hohe Verkaufspreise und somit Erlöse für die Bau-
träger liefern. Weiterhin führen der verstärkte Wettbe-
werbsdruck und die damit verbundene erhöhte Mobilität der 
Dienstleister (Baubetriebe) zur Unabhängigkeit gegenüber 
lokalen Angebotsstrukturen. 

 

2.2.2.2 Bewertung von Maßnahmen zur Wohnbauförderung 

Die Einschätzung der Relevanz gegenwärtig diskutierter Maßnah-
men zur Wohnbauförderung hängt stark von dem Tätigkeits-
schwerpunkt der institutionellen Investoren ab.  
Eine höhere Förderung für Abriss und Neubau  (Bestandser-
satz), wenn die bestehende Altimmobilie nur mit unverhältnis-
mäßig hohen Mitteln an die heutigen Bedürfnisse angepasst wer-
den kann, ist aus Sicht der Eigenheimbauer grundsätzlich sinnvoll. 
Kritisch werden jedoch die intransparenten Kriterien gesehen, in 
deren Folge beim Bau der Immobilie häufig noch unklar sei, ob der 
Bauträger die Förderprämie tatsächlich erhält.  

Veränderte Abschreibungsbedingungen beim Mietwohnungsbau 
haben nur geringe Bedeutung für Unternehmen mit Schwerpunkt 
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im Eigenheimbau. Dagegen schätzen die im Mietwohnungsbau tä-
tigen Bauträger eine Erhöhung des Abschreibungssatzes  als 
ein gutes Instrument ein, um den Mietwohnungsbau wieder für In-
vestoren attraktiver zu machen. Von einem Bauträger wird die vom 
Auftraggeber vorgeschlagene Erhöhung für die ersten 5 Jahre von 
2 Prozent auf 4 Prozent, dann 20 Jahre lang 2 Prozent, dann 25 
Jahre lang 1,6 Prozent als zu gering erachtet. Danach wäre ein 
Abschreibungssatz von 4 bis 5 Prozent für die ersten 10 Jahre 
wünschenswert. 

Die Beurteilung einer zusätzlichen Klimaschutzabschreibung 
im Mietwohnungsbau  bei Übererfüllung der geltenden EnEV-
Anforderungen hängt ebenfalls vom Tätigkeitsschwerpunkt des 
Unternehmens ab. Für die Eigenheim-Erbauer ist dieses Ab-
schreibungskriterium von nachrangiger Bedeutung, während die 
betroffenen Bauträger von Mietwohnungen eine Klimaschutzab-
schreibung grundsätzlich positiv bewerten, da sie zu Energieein-
sparung führt. Es wird aber auch darauf hingewiesen, dass mit 
fortschreitender Optimierung der Energiekosten der Gebäude der 
Energieverbrauch immer stärker vom Nutzverhalten der Mieter ab-
hänge. Daher wird mehrfach die Notwendigkeit einer professionel-
len Energieberatung betont: Einerseits um eine Harmonisierung 
verschiedener Energiesparmaßnahmen zu erreichen (Dämmung, 
Heizung), andererseits um Effizienzpotenziale im Nutzverhalten 
auszuschöpfen.   

Bemerkenswert ist die grundsätzliche Kritik an der „zu komplizier-
ten“ Ausgestaltung der geltenden EnEV-Anforderungen. 
Daher wird die Zurückstellung der EnEV 2012  bis zur Evaluie-
rung der geltenden EnEV 2009 von allen befragten Bauträgern 
befürwortet. Einige sehen in der „ständigen Neuregulierung“ einen 
überzogenen Kostentreiber, andere befürchten eine zunehmende 
Verunsicherung der Kunden. Letztlich wünschen sich alle Befrag-
ten mehr Kontinuität und Planungssicherheit hinsichtlich der EnEV. 
Die Einführung Energie einsparender Zusatzmaßnahmen über die 
EnEV 2009 hinaus würde die Preisschere zwischen Neubau und 
Bestand weiter vergrößern. Die Befragten prognostizieren der 
EnEV2012 einen „abnehmenden Grenznutzen“ bezüglich der 
Energieeinsparung, da diese nur mit hohen zusätzlichen Kosten 
erreichbar ist. Mit Blick auf das Kundenverhalten wird auch in die-
sem Zusammenhang der alleinige Fokus auf die technische Seite 
und die bisherige Verkennung des Nutzverhaltens der Bewohner 
kritisiert. Damit ist nicht nur mangelhaftes Verbrauchsverhalten, 
sondern auch die Bedarfsgerechtigkeit der Wohnraumausgestal-
tung gemeint. Denn ab einer bestimmten Effizienzstufe kann eine 
unsachgemäß durchgeführte bzw. unzureichende Belüftung inner-
halb kurzer Zeit zu Schimmelbildung innerhalb des Wohnraums 
führen.  

Ohne Ausnahme würde ein ermäßigter Mehrwertsteuersatz  für 
die Bauwirtschaft von allen Bauträgern begrüßt werden. Allerdings 
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wird die Wahrscheinlichkeit der Einführung eines ermäßigten 
Mehrwertsteuersatzes für die Bauwirtschaft von allen Befragten als 
sehr gering eingeschätzt. Bereits eine Rückführung der letzten Er-
höhung um drei Prozent würde eine merkliche Entlastung bedeu-
ten, da im Wohnbau die Mehrwertsteuer „voll auf die Kosten“ 
durchschlage. Zudem wird eine Mehrwertsteuerreduktion als pro-
bates Mittel gegen die in der Bauwirtschaft stark ausgeprägte 
Schwarzarbeit gesehen.  

Weitgehende Übereinstimmung unter den Befragten besteht auch 
hinsichtlich der Einschätzung des „Mieter-Vermieter-Dilemmas“ , 
dessen Ursachen in einem „völlig überzogenen Mieterschutz“ in 
Deutschland lägen. Die Bauträger fordern unisono, dass die ge-
setzlichen Rahmenbedingungen für die Umsetzung der Energie-
einsparverordnung soweit angepasst werden, dass beide Parteien, 
Mieter wie Vermieter Nutzen aus der energetischen Gebäudesa-
nierung ziehen. Um das geforderte Tempo der energetischen Sa-
nierung im Mietwohnungsbau einzuhalten, müssen daher nicht nur 
Vorschriften, sondern gleichzeitig größere Anreize geschaffen 
werden. Die Bauträger bemängeln, dass die Vermieter ihre Inves-
titionskosten für die energetische Sanierung nicht ausreichend auf 
den Mieter umlegen könnten. Darüber hinaus beklagen die im 
Mietwohnungsbau tätigen Unternehmen die geringe Attraktivität 
ihrer Produkte für Kapitalinvestoren, da unter den geltenden Mie-
ter-begünstigenden Verträgen keine hohen Renditen zu erzielen 
seien. 

 

2.2.2.3 Andere Maßnahmen / Wiedereinführung von 
Instrumenten 

Neben der Einschätzung der gegenwärtig in der Diskussion be-
findlichen Maßnahmen zur Förderung der Wohnbauinvestitionen 
wurden die Bauträger nach eigenen Vorschlägen zur Stimulierung 
der Bautätigkeit befragt. Folgende Maßnahmen und Forderungen 
wurden dabei genannt: 

�  Eine Unterstützung von Familien, da diese "Schwellenhaus-
halte" durch Wegfall der Eigenheimzulage nicht mehr inves-
tierten. Dabei soll die Förderung nicht nach dem Gießkan-
nenprinzip, wie einst bei der Eigenheimzulage, sondern 
durch gezielte Förderung der Familien mit Kindern erfolgen. 

·  Insgesamt erwarten die befragten Bauträger keine Wieder-
einführung der Eigenheimzulage, deren ersatzloses Strei-
chen im Jahr 2006 zu einer Verschlechterung der An-
reizstrukturen für eine Investitionsentscheidung privater 
Bauherren geführt habe.  
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�  Die Förderung erneuerbarer Energien (insbesondere Solar-
förderung) sollte verstärkt werden. Für Energieeinsparungen 
durch effizientes Nutzerverhalten wäre eine bessere Bera-
tung sehr sinnvoll. 

�  Eine Vereinfachung und Ausweitung der geltenden Riester-
Förderung für den Wohnungsbau könnte die privaten Inves-
titionen beleben. 

�  Eine Änderung des Steuerrechts nach dem Vorbild der Nie-
derlande, nach der Privatkäufer ihre Schuldzinsen von der 
Steuer absetzen können (in Deutschland bisher nur bei 
denkmalgeschützten Immobilien möglich). 

�  Nach Ansicht einiger Befragter ist Nordrhein-Westfalen mitt-
lerweile in einer Sondersituation, hier werde der Wohnungs-
bau noch ausreichend stark gefördert. Bei Wegfall der För-
derung würde sich die Bautätigkeit massiv verringern und an 
das durchschnittlich niedrigere Niveau der anderen Bundes-
länder anpassen. Die in Nordrhein-Westfalen beheimateten 
Bauträger (4) plädieren daher für die Beibehaltung der Woh-
nungsbauförderung. 

�  Wohnungsbaufördernde Maßnahmen werden benötigt, da 
der Wohnungsmarkt kein freier, sondern ein durch EnEV, 
EEG u.a. Bestimmungen stark regulierter Markt ist. Diese 
Regulierungen wirken kostentreibend für Neubauten. Da die 
Rendite für den Investor durch die Kostensteigerungen 
ebenfalls kleiner geworden sei, wird von allen Befragten 
Kontinuität und Kosten-Nutzen-Bewusstsein auf Seiten des 
Gesetzgebers eingefordert.  

�  Günstige Baulandflächen in Ballungsräumen sollten ver-
stärkt ausgewiesen werden. Die Wohnungsknappheit in den 
Ballungsräumen wird durch den Zuzug aus ländlichen 
Gebieten weiter verstärkt. 

 

2.2.3 Zwischenfazit 

Mit Blick auf die Priorisierung der Einflussfaktoren auf eine Ent-
scheidung für eine Wohnbauinvestition wird der wirtschaftlichen 
und der demografischen Entwicklung am Standort von der Mehr-
heit der Befragten höchste Bedeutung zugesprochen. Die Arbeits-
kosten stellen dagegen kein wesentliches Kriterium bezüglich  
einer Investitionsentscheidung dar. Der Wegfall öffentlicher Wohn-
bauförderprogramme wird von einigen Befragten als massiv prob-
lemverschärfend bewertet. Die Bauträger aus Nordrhein-Westfalen 
messen den Landesförderprogrammen entscheidenden Einfluss 
auf die Wohnbautätigkeiten im Land bei.  
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Mit Blick auf die Maßnahmen zur Förderung der Wohnbauinvesti-
tionen ist zu betonen, dass alle befragten Bauträger, unabhängig 
davon ob sie hauptsächlich im Mietwohnungsbau oder im Eigen-
heim- bzw. Eigentumswohnungsbau tätig sind, in den jetzigen 
Rahmenbedingungen die wesentlichen Bestimmungsgründe für 
die zukünftig verstärkte Wohnungsknappheit sehen. Nach Ansicht 
einer Mehrheit der Befragten führen insbesondere die Streichung 
der Eigenheimzulage im Jahr 2006, die fortlaufenden Neurege-
lungen der EnEV und das so genannte „Mieter-Vermieter-Dilem-
ma“ zu schlechten Anreizstrukturen und dauerhaft zu einem mas-
siven Defizit an Wohnraum. 
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2.3 Fazit: Priorisierung der Fördermaßnahmen 

Die Befragungen liefern wichtige Hinweise darauf, welche der sei-
tens des Auftraggebers vorgeschlagenen Fördermaßnahmen in 
der Wahrnehmung der relevanten Akteure eine besonders hohe 
bzw. eine niedrige Bedeutung für Wohnbauinvestitionen aufwei-
sen. 

Bemerkenswert ist, dass die abgeschaffte Eigenheimzulage so-
wohl von der Bevölkerung als auch von den Bauträgern als geeig-
nete Maßnahme zur Wohnbauförderung angesehen wird. Dabei 
schätzen die Bauträger die Wahrscheinlichkeit einer Wiedereinfüh-
rung jedoch als sehr gering ein.  

Hohe Wirksamkeit wird von den relevanten Akteuren auch mögli-
chen Steuererleichterungen zugesprochen, wobei auch hier die 
Bauträger in näherer Zukunft keine Förderung ihrer Branche er-
warten.  

Mit Blick auf die vorgeschlagenen Fördermaßnahmen wird also 
deutlich, dass die privaten und institutionellen Investoren mehr-
heitlich eine Förderung für notwendig erachten, aber die Bauträger 
– wohl aufgrund ihrer alltäglichen Auseinandersetzung mit baupo-
litischen Fragestellungen – die Aussichten auf Umsetzung eher 
pessimistisch einschätzen. 

Weiterhin besteht Übereinstimmung hinsichtlich der wesentlichen 
Zielgruppe der Wohnbauförderung. So geht aus der Bevölkerungs-
befragung hervor, dass die meisten Haus- oder Wohnungs-Aspi-
ranten sich unter den jüngeren Familien und Ehepaaren finden. 
Auch die Befragung der Bauträger enthält deutliche Hinweise auf 
den Förderbedarf junger Familien. 

Die Einschätzung der Bauträger, dass die Kürzung öffentlicher Mit-
tel zur Wohnbauförderung massiv problemverschärfend wirkt, kor-
respondiert damit dass 73 Prozent derjenigen Eigentümer, die ihre 
Immobilie zumindest teilweise selbst finanzieren mussten, über 
den Bezug von Fördermitteln berichten. 25 Prozent erklären sogar, 
dass der Erwerb des eigenen Heims für sie nur durch die staat-
liche Förderung möglich war. Die angehenden Haus- und Woh-
nungsbauer legen noch mehr Gewicht auf die Förderung: 39 Pro-
zent denken, dass sie ihren Kauf- oder Bauplan nur mit staatlicher 
Hilfe verwirklichen können. 

Die sehr positive Einschätzung der Landeswohnbauförderungs-
programme der in Nordrhein-Westfalen ansässigen und aktiven 
Bauträger unterstreicht zudem die Bedeutung von Fördermaßnah-
men aus Sicht der Bauträger.  

 


